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Geſetz-Sammlung | 
für die | 


1 Königlichen Preußiſchen Staaten. 


ana 


(Nr. 5587.) Geſetz, betreffend die Anfertigung und Verwendung von Stempelmarken. Vom 
2. September 1862. 


I Wu Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen x. 


9 ß verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
I was folgt: | 
8 „„ e 

5 Der Finanzminiſter wird ermaͤchtigt, Stempelmarken anfertigen und zum 
Verkauf ſtellen zu laffen, durch deren Befeſtigung auf ſtempelpflichtigen Schrift⸗ 
ſtüͤcken die geſetzliche Verpflichtung zur Stempelung oder Verwendung von 
Stempelbogen (9$. 12. bis 14. H. 20. $. 35. des Geſetzes wegen der Stempel⸗ 
ſteuer vom 7. März 1822. [Geſetz⸗Sammlung Seite 57.) erfüllt werden kann. 


9. 2. 
0 Der Finanzminiſter hat zu beſtimmen und durch die Regierungs-Amts⸗ 

blaͤtter bekannt zu machen: 

| 4) für welche ſtempelpflichtige Schriftſtücke die Verwendung von Stempel: 
marken ſtatthaft iſt; 


9) in welcher Weiſe und zu welcher Zeit die Verwendung der Stempel⸗ 
marken erfolgen muß. 


. H. 3. 
* Stempelmarken, welche nicht in der vorgeſchriebenen Weiſe oder nicht 
rechtzeitig (F. 2.) verwendet worden find, werden als nicht verwendet an⸗ 
geſehen. f | 


H. 4. 


Wer unechte Stempelmarken anfertigt, oder echte Stempelmarken ver⸗ 
faͤlſcht, imgleichen wer wiſſentlich von ſalſchen oder verfaͤlſchten Stempelmarken 
Purgang 1862. (Nr. 5587.) 43 e⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 20. September 1862. 


5 %% 5 
1 macht, hat die im H. 253. des Strafgeſetzbuches angedrohte Stra 
verwirkt. RE | 

Wer wiſſentlich eine ſchon einmal verwendete Stempelmarke zu ſtempel⸗ 
pflichtigen Schriftſtuͤcken verwendet, hat außer der Strafe, welche das Stempel⸗ 
ſteuergeſetz vom 7. März 1822. und die daſſelbe erlaͤuternden, ergänzenden und 
abaͤndernden Beſtimmungen Demjenigen androhen, welcher den erforderlichen 
Stempel nicht gebraucht oder beigebracht, beziehungsweiſe die vorgeſchriebene 
Stempelung nicht veranlaßt hat, eine Geldbuße von zehn bis zweihundert Tha⸗ 
lern oder verhaͤltnißmaͤßige Gefaͤngnißſtrafe verwirkt. — 

Wer wiſſentlich eine ſchon einmal verwendete Stempelmarke veraͤußert, 
wird, inſofern er nicht als Urheber des im vorhergehenden Satze vor eſehenen 
Vergehens oder als Theilnehmer an demſelben anzuſehen iſt, mit Geldbuße 
von Einem bis zu zwanzig Thalern oder mit verhaͤltnißmaͤßiger Gefaͤngniß: 
ſtrafe belegt. f * 


§. 5. 

Der Finanzminiſter wird mit der Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes beauftragt. 4 
Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 

tem Koͤniglichen Inſiegel. 0 5 4 
Gegeben Heiligendamm, den 2. September 1862. 


G. S) Wilhelm. 


v. d. Heydt. v. Roon. Gr. v. Bernſtorff. Gr. o. Sbenplitz; 
v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Jagow. v. Holzbrinck. 
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(Nr. 5588.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obliga⸗ 
tionen des Lauenburger Kreiſes im Betrage von 20,000 Rthlrn., II. Emiſſion. 
Vom 2. Auguſt 1862. 


1 Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ı. 


Nachdem von den Kreisftänden des Lauenburger Kreiſes auf dem Kreis⸗ 
tage vom 22. November 1861. beſchloſſen worden, die zur Ausfuͤhrung der 
vom Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten erforderlichen Geldmittel im Wege 
einer ferneren Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten 
Kreisſtaͤnde: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons 
verſehene, Seitens der Glaͤubiger unkuͤndbare Obligationen zu dem angenom⸗ 
menen Betrage von 20,000 Thalern ausſtellen zu duͤrfen, da ſich hiergegen 
weder im Intereſſe der Glaͤubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern ge⸗ 
funden hat, in Gemaͤßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur 
Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 20,000 Thalern, in Buchſtaben: 


i Zwanzig Tauſend Thalern, 
welche in folgenden Apoints: | 


15,200 Thaler à 200 Thaler = 76 Stüd, 
4,800 1000 8 


. — 20,000 Thaler, 
mach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit 


5 vier und einem halben Prozent jaͤhrlich zu verzinſen und nach der durch das 

Loos zu beſtimmenden Folgeordnung jaͤhrlich vom Jahre 1863. ab mit wenig⸗ 
ſtens jaͤhrlich Einem und einem halben Prozent des Kapitals zu tilgen ſind, 
durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung mit der 
rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die 
daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nach⸗ 
weiſen zu duͤrfen, geltend zu machen befugt iſt. f 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obli⸗ 
ationen eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, 
iſt durch die Gefeß- Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 2. Auguſt 1862. 
(L. S.) Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Jagow. v. Holzbrinck. 
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Provinz Pommern, Regierungsbezirk Cöslin. 


Obligation 
des Lauen burger Kreiſes 


Eier 3 
D Thaler Preußiſch Kurant. 
II. Serie. 
Auf Grund des unterer beſtaͤtigten Kreistagsbefchlufft es vom 


22. November 1861. wegen Aufnahme einer Schuld von 20,000 Thalern bee 
kennt ſich die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des Lauenburger 


Kreiſes Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens = 
des Glaͤubigers unkuͤndbare Verſchreibung zu einer Schuld von Thalern I 


Preußiſch Kurant, nach dem zur Zeit geltenden Muͤnzfuße, welche fuͤr den 
Kreis kontrahirt worden und mit vier und einem halben Prozent jährlich zu SE 
verzinſen iſt. i ; 

Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 20,000 Thalern gefchieht vom 
Jahre 1863. ab allmaͤlig mit wenigſtens Einem und einem halben Prozent des 
Kapitals jährlich aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds. 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1863. ab in dem 
Monat Mai jeden Jahres. Der Kreis behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsfonds durch groͤßere Auslooſungen au verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmt⸗ 
liche noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. Die ausgelooſten, 
ſowie die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer 
Buchſtaben, Nummern und Betraͤge, ſowie des Termins, an welchem die 
Ruͤckzahlung erfolgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung 
erfolgt ſechs, drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem 
Amtsblatte der Koͤniglichen Regierung zu Coͤslin, ſowie in dem Preußiſchen 
Staats⸗Anzeiger zu Berlin. 5 N 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjahrlichen Terminen, am 30. Juni und am 31. Dezember, mit vier 
und einem halben Prozent jaͤhrlich in gleicher Muͤnzſorte mit jenem verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
ge der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
ei der Kreis⸗Chauſſeebaukaſſe in Lauenburg, und zwar auch in der nach dm 
Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit vor Ablauf der Berjährungsieii E 
Mit 


* 


5 abgezogen. 
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Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 


bung find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 


zuruͤckzuliefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 


Die ausgelooſten und die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb 
dreißig Jahren nach dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die 
innerhalb vier Jahren nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 


verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Th. I. 


Tit. 51. $$. 120. sequ, bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Lauenburg. 

Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung zu Lauenburg anmeldet und den 
ſtattgehabten Beſitz der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung 
oder ſonſt in glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt 
der Betrag der angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons 
gegen Quittung ausgezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind halbjaͤhrige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres 1865. ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Chauſſee⸗ 
baukaſſe zu Lauenburg gegen Ablieferung des der aͤlteren Zinskupons-⸗Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung 
der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 
deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zaur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. a 
Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 


ſchrift ertheilt. 


Lauenburg, den nũnũun 18% 


Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im 
Lauenburger Kreiſe. 


(Nr. 5588.) a Pro⸗ 


Provinz Pommern, Regierungabesirk E3elin. 


Zins Kupon 


zu der 


Kreis⸗ Obligation des Lauenburger Kreiſes 
II. Serie 
F 3 — 
über ..... Thaler zu vier und einem halben Prozent Zinſen 3 
N üben Thaler Silbergroſchen. N 


Der Inhaber dieſes Zinskupons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe in j 


® der Zeit vom en. bis; reſp. vom in 4 

sd und ſpäterhin die Zinſen der ae Kreis⸗Obligation 

für das Halbjahr vonn VVV mit (in Buchſtaben) 

————— Thalerrn ..... Silbergroſchen bei der Kreis⸗ Shane e 4 

zu Lauenburg. 3 
Lauenburg, denn ĩ;i?P 18 


Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im 
Lauenburger a 


Diet Zluskupon ift ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 
der Faͤlligkeit, vom Schluſſe des betreffenden 
Halbjahres an gerechnet, erhoben wird. ; 


provinz Pommern, Regierungsbezirk Cöslin. 


t | 
l 
: Kreis - Obligation des Lauenburger Kreiſes 
N II. Serie. 


Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der | 
Obligation des Lauenburger Kreiſes II. Serie Bi; 
Littr. ... M... über... Thaler zu vier und einem halben Prozent Zinſen 
die .. te Serie Zinskupons fuͤr die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Chauffeebaufaffe zu Lauenburg, fofern dagegen Seitens des als ſolchen legiti⸗ 
mirten Inhabers der Obligation vorher kein ſchriftlicher Widerſpruch einge- 
gangen iſt. Be: 
Lauenburg, den V 18. 1 
Die ſtändiſche Ronmitien für den Chauſſeebau im 
Lauenburger Kreiſe. ö 


ai, 


H. 269. des erwähnten Strafgeſetzbuches auch zum Schutze der Königlich Han⸗ 


(Ir. 5589.) Bekanntmachung der Miniſterial⸗Erklaͤrung, betreffend die Uebereinkunft zwi⸗ 2 
d ſchen Preußen und Hannover uͤber den gegenſeitigen Schutz der Waaren⸗ ER 
Bezeichnungen gegen Mißbrauch und Verfaͤlſchung. Vom 12, Septem⸗ 
ber 1862. a 


Glatz dem $. 269. des Preußiſchen Strafgeſetzbuches vom 14. April 1851. 
ſollen die dort zum Schutze der Waarenbezeichnungen feſtgeſetzten Strafen auch 
dann eintreten, wenn die mit Strafe bedrohte Handlung gegen die Angehörigen 
eines fremden Staates gerichtet iſt, in welchem nach publizirten Vertraͤgen oder 
Geſetzen die Gegenſeitigkeit verbuͤrgt iſt. g 

Nachdem nunmehr die Königlich Preußiſche und die Koͤniglich Hanno⸗ 
verſche Regierung unter fich uͤbereingekommen find, gegenfeitig ihre beiderſeitigen 
Unterthanen in dem geſetzlichen Schutze der Waden bezeichnen, ſoweit die 
zu dem Ende beſtehende Strafbeſtimmung gegen die unbefugte Benutzung des 
Namens und der Firma anderer Gewerbtreibenden gerichtet iſt, einander gleich 
zu ſtellen und zu behandeln, fo wird hierdurch Seitens des unterzeichneten Koͤ⸗ 
niglich Preußiſchen Staatsminiſters und Miniſters der auswaͤrtigen Angelegen⸗ 
heiten noch beſonders und ausdruͤcklich erklaͤrt, daß die Beſtimmungen des 
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noverſchen Unterthanen in der geſammten Preußiſchen Monarchie bis auf Wei⸗ 
teres Anwendung finden ſollen. 

V„iiſieruͤber iſt Königlich Preußiſcher Seits die gegenwärtige Miniſterial⸗ 
f rden ausgefertigt und ſolche mit dem Königlichen Inſiegel verſehen 
worden. f 


Berlin, den 12. September 1862. 


Der Königlich Preußiſche Staatsminiſter und Miniſter der 
auswärtigen Angelegenheiten. 
(L. S.) Gr. v. Bernſtorff. 


D Erklaͤrung wird, nachdem ſie gegen eine entſprechende Erklaͤrung 
der Königlich Hannoverſchen Regierung ausgewechſelt worden, hiermit zur oͤffent⸗ 
N lichen Kenntniß gebracht. a 


Berlin, den 12. September 1862. 
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Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
Gr. v. Bernſtorff. 


PN 
N 


7 


N 


(Nr. 5589.) 


= 
N 


Ju d der im 28. Stuck S. 254. der Geſeß⸗ Samnlmy für 1862. 80 0 
Nr. 5577, abgedruckten Bekanntmachung vom 19. Auguſt 1862, iſt R in 
der hee 3. 3., als im Kontexte Z. 2 — 3. ſtatt 


„Magdeburger Ruͤckverſi cherungsgeſelſchaft⸗ 
| zu ſetzen: 
Magdeburger⸗ Ruͤckverſi cherungs⸗ 1 gif: 


Redigirt im Bürenu des Staats⸗Miniſteriums. 


b Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen e 
} (R. Decker). 


